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Drucksache 7/1151 

23. 10. 73 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Frau Eifers (Bielefeld), Frau Renger, Frau Schlei, Frau Dr. Timm, 
Frau Funcke, Frau Schuchardt und Genossen und der Fraktionen der SPD, FDP 


betr. Staatsangehörigkeit ehelicher Kinder einer deutschen Mutter und eines 
ausländischen Vaters sowie Lage deutscher Frauen, die mit Ausländern 
verheiratet sind 


In jüngster Zeit wird die Öffentlichkeit zunehmend auf die 
Benachteiligungen hingewiesen, die deutsche Frauen und ihre 
Familien als Folge ihrer Eheschließung mit einem Ausländer 
erleiden. Probleme ergeben sich insbesondere daraus, daß die 
Kinder aus diesen Ehen in der Regel mit der Geburt nicht die 
deutsche Staatsangehörigkeit erwerben. Hieraus entstehen 
rechtliche und tatsächliche Nachteile für die Kinder aus diesen 
Ehen. 

Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Inwiefern sind diese Kinder deutscher Mütter, weil sie 
Ausländer sind, gegenüber deutschen Kindern benachteiligt, 
insbesondere hinsichtlich der Ausbildung, Berufswahl und 
bei öffentlichen Leistungen? 

2, Wie viele eheliche Kinder deutscher Mütter und eines aus- 
ländischen Vaters sind seit 1953 jeweils jährlich eingebür- 
gert worden? Wie viele derartige Einbürgerungsanträge 
sind abgelehnt worden? Wie lange dauert ein solches Ein- 
bürgerungsverfahren, und zwar im günstigsten und im un- 
günstigsten Fall? 

3, Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in denen die Ein- 
bürgerung des Kindes auf Schwierigkeiten stößt, weil 

a) der bisherige Heimatstaat der Entlassung des Kindes aus 
seinem Staatsverband nicht zustimmt, 

b) der ausländische Vater - beispielsweise bei einem Streit 
über die elterliche Gewalt - die Zustimmung zur Ein- 
bürgerung nicht erteilt, 

c) der ausländische Vater nicht ebenfalls eingebürgert wer- 
den will oder kann? 

4. In welchen Staaten erwerben die ehelichen Kinder eines 
ausländischen Vaters durch Geburt grundsätzlich (auch) die 
Staatsangehörigkeit ihrer Mutter? 

In welchen Staaten erwerben sie diese dann, wenn sie im 
Staatsgebiet der Mutter geboren werden bzw. andere Merk- 
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male vorhanden sind, die eine zusätzliche Beziehung zum 
Heimatstaat der Mutter hersteilen? 

5. Hält die Bundesregierung § 4 Abs. 1 Satz 1 RuStAG noch für 
sachgerecht? Wird sie eine Änderung des Reichs- und Staats- 
angehörigkeitsgesetzes dahin vorschlagen, daß auch eheliche 
Kinder einer deutschen Mutter und eines ausländischen Va- 
ters mit der Geburt stets die deutsche Staatsangehörigkeit 
erwerben? 

6. Hat sich die Zahl der Einbürgerungen ausländischer Ehe- 
männer deutscher Frauen seit der Änderung des Reichs- 
und Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 8. September 1969 
- gegebenenfalls in welchem Maße - erhöht? 

In welchem Umfang sind darin Angehörige solcher Staaten 
enthalten, die typische Entsendestaaten von ausländischen 
Arbeitnehmern in die Bundesrepublik sind? In welchem Um- 
fang handelt es sich um Angehörige von Entwicklungslän- 
dern? 

7. Stehen einer Einbürgerung eines ausländischen Ehemannes 
nach mehrjähriger Ehedauer Bedenken entgegen, wenn nur 
die deutsche Ehefrau nachweisen kann, daß sie den wirt- 
schaftlichen Unterhalt der Familie sicherstellt? 

8. Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung für geeignet, 
um die gesellschaftliche Integration gemischt-nationaler Fa- 
milien zu fördern und rechtliche und tatsächliche Benachteili- 
gungen zu beseitigen? 


Bonn, den 23. Oktober 1973 


Frau Eilers (Bielefeld) 
Frau Renger 
Frau Schlei 
Frau Dr. Timm 
Frau von Bothmer 
Frau Däubler-Gmelin 
Frau Huber 
Frau Dr. Lepsius 
Frau Dr. Riedel-Martiny 
Frau Meermann 
Frau Schimschok 
Wehner und Fraktion 

Frau Funcke 
Frau Schuchardt 
Frau Lüdemann 
Mischnick und Fraktion 
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